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Amtliche 
Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: VIP-Gebäude Nord; 
Grundstück: Laubenweg 60, 
Gemarkung Ronhof, Flur-Nr. 270; 
Antragsteller und Bauherr: SpVgg 
Greuther Fürth GmbH & Co. KGaA, 
Laubenweg 60, 90765 Fürth. 
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 68 der Bayeri
schen Bauordnung (BayBO) die Bau
genehmigung für o. g. Bauvorhaben. 
Die Baugenehmigung wird im vorlie-
genden Fall nachträglich erteilt.
Von den Festsetzungen des Bebau
ungsplanes Nr. 310c wird nach § 31 
Abs. 2 Baugesetzbuch gemäß der ein-
gereichten Bauvorlagen Befreiung 
hinsichtlich der Errichtung des VIP-
Gebäudes Nord auf einer Fläche, 
welche nach Bebauungsplan für ei-
ne mehrgeschossige Wohnbebauung 
nebst Tiefgarage vorgesehen ist, er-
teilt. 
Begründung:
Die Befreiung konnte gewährt wer-
den, da das für den Spielbetrieb im 
Playmobilstadion notwendig gewor-
dene VIP-Gebäude Nord als städte-
baulich vertretbar angesehen wird.
Zudem verletzt die Realisierung 
des Vorhabens bei objektiver 
Beurteilung weder das Gebot nach-
barlicher Rücksichtsnahme, noch 
beeinträchtigt es das grundgesetz-
lich geschützte Eigentumsrecht der 
Nachbarn. Die nachbarschützenden 
Abstandsflächen werden in jedem 
Fall eingehalten.
Die Baugenehmigung bedarf gemäß 
Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO keiner 
Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage beim Bayer. Ver
waltungsgericht Ansbach, Postan
schrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24, 

91522 Ansbach, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichtes 
erhoben werden. Die Klage muss 
den Kläger, die Beklagte (STADT 
FÜRTH) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen vier Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage hat keine aufschiebende 
Wirkung. 
Möglich ist ein Antrag zum Ver
waltungsgericht Ansbach, die 
aufschiebende Wirkung der Klage 
wieder herzustellen (§§ 80a i. V. m. 80 
Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung  
VwGO ).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver
waltungsgerichtsordnung vom 21. 
Juni 2007 wurde das Widerspruchs
verfahren im Bereich des öffent
lichen Baurechts und des Denkmal
schutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen 
Bescheid Widerspruch einzulegen.
Die Klageerhebung in elektronischer 
Form (z. B. durch E-Mail) ist unzu-
lässig.
Kraft Bundesrechts ist bei Rechts
schutzanträgen zum Verwaltungsge
richt seit 1. Juli 2004 grundsätzlich 
ein Gebührenvorschuss zu entrich-
ten.
Die Akten des Baugenehmigungs
verfahrens können in der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 140, ein-
gesehen werden.

Amtliche 
Bekanntmachungen

Bekanntmachung über die Auf
stellung und Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl 
des Integrationsbeirates vom 1. 
bis 5. Dezember 2008

Auf der Grundlage der Satzung und 
Wahlsatzung der Stadt Fürth für den 
Integrationsbeirat findet im Wahl
zeitraum vom 1. bis 5. Dezember 
2008 die Wahl seiner stimmberech-
tigten Mitglieder statt. Diese werden 
in allgemeiner, freier, gleicher, un-
mittelbarer und geheimer Wahl auf 
die Dauer von vier Jahren gewählt.
Nach § 3 Absatz 3 der Satzung be-
trägt die Zahl der zu wählenden 
stimmberechtigten Mitglieder 15.
Bei der Verteilung der Sitze kön-
nen Vertreter/innen einer Staatsan
gehörigkeit oder der Gruppe der Spät
aussiedler/innen höchstens vier Sitze 
erhalten. Die Minderheitenvertretung 
besteht aus je einem Sitz, der für die 
Personengruppen „Europa“, „Asien“, 
„Amerika/Australien“, „Afrika“ und 
die der „Spätaussiedler“ reserviert 
ist. Die eingebürgerten, ehemaligen 
ausländischen Mitbürger/innen wer-
den der Staatsangehörigkeit des Her
kunftslandes zugeordnet. Durch die 
Verhältniswahl bereits vertretene 
Personengruppen werden nicht be-
rücksichtigt.
Die wahlberechtigten auslän-
dischen Mitbürgerinnen und Mit
bürger, die eingebürgerten, ehe-
maligen ausländischen Mitbür
gerinnen und Mitbürger sowie die 
Spätaussiedlerinnen und Spätaus
siedler werden hiermit zur Ein
reichung von Wahlvorschlägen 
aufgefordert.
Wahlvorschläge können von allen 
wahlberechtigten Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern vom 1. Oktober 
2008 bis zum 24. Oktober 2008, 16 
Uhr, beim Integrationsbüro der Stadt 
Fürth, Rathaus, Eingang Königstr. 
86, Zimmer 003/004 eingereicht 
werden.
I. Bewerber/innen
Als Bewerberinnen und Bewerber 
können nur wählbare Personen vor-
geschlagen werden. Wählbar sind 
wahlberechtigte ausländische Mit
bürgerinnen/Mitbürger sowie ein-
gebürgerte, ehemalige ausländische 
Mitbürgerinnen/Mitbürger und 
Spätaussiedlerinnen/Spätaussied
ler, die am letzten Tag des Wahl
zeitraums

• �das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben,

• �seit mindestens sechs Monaten in 
Fürth ununterbrochen gemeldet 
sind und hier ihren Hauptwohnsitz 
haben (Stichtag 5. Juni 2008) und

• �sich rechtmäßig im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland auf-
halten.

Des Weiteren gilt für Eingebürgerte  
und Spätaussiedlerinnen/Spätaus
siedler, dass nach § 6 Absatz 1b) 
und c) sowie § 7 Absatz 1, Satz 2 
der Wahlsatzung am Wahltag ih-
re Einbürgerung bzw. der Erhalt 
des deutschen Passes nicht länger 
als acht Jahre zurückliegt. Sie müs-
sen zugleich die Aufnahme in die 
Wählerliste beantragen.
Nicht wählbar ist,
• �wer infolge Richterspruchs das 

Wahlrecht nicht besitzt,
• �wer sich in der Bundesrepublik 

Deutschland im Dienst seines 
Heimatlandes aufhält,

• �derjenige/diejenige, für den/die zur 
Besorgung aller seiner/ihrer Ange
legenheiten ein/e Betreuer/in nicht 
nur durch einstweilige Anordnung 
bestellt ist; dies gilt auch, wenn der 
Aufgabenkreis des/der Betreuers/in 
die in § 1896 Absatz 4 und § 1905 
des Bürgerlichen Gesetzbuches be-
zeichneten Angelegenheiten nicht 
erfasst,

• �wer sich auf Grund einer Anordnung 
nach § 63 in Verbindung mit § 20 
des Strafgesetzbuches in einem 
psychiatrischen Krankenhaus be-
findet.

II. Aufstellung von Wahlvorschlä
gen
1. Berechtigung zur Aufstellung 
von Wahlvorschlägen
Zur Aufstellung von Wahlvorschlägen 
sind berechtigt:
• �Vereine, die, soweit rechtlich ge-

fordert, beim Ordnungsamt der 
Stadt Fürth gemeldet sind und 
eine Satzung nach deutschem 
Vereinsrecht haben,

• �Wählergemeinschaften, die sich zum 
Zweck der Integrationsbeiratswahl 
gebildet haben 

• �sowie wählbare Einzelpersonen.
2. Zahl der Wahlvorschläge
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Jeder Verein, jede Wählergemein
schaft und jede wählbare Einzelper
son kann nur je einen Wahlvorschlag 
einreichen.
• �Zahl der Bewerberinnen und Be­

werber
Die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber ist nicht begrenzt.
• �Grundvoraussetzungen für Wahl­

vorschläge
Die Wahlvorschläge können Bewer
ber/innen einer Staatsangehörigkeit 
oder verschiedener Staatsangehörig
keiten enthalten. Es soll eine zah-
lenmäßige Ausgewogenheit der Ge
schlechter angestrebt werden.
5. Aufstellung der Bewerber/innen
a) Alle von einem Verein oder einer 
Wählergemeinschaft aufgestellten 
Bewerberinnen und Bewerber müs-
sen in einer zu diesem Zweck einbe-
rufenen Versammlung in geheimer 
Abstimmung gewählt werden. An der 
Aufstellung von Wahlvorschlägen 
dürfen sich nur die Mitglieder der 
Vereine oder Wählergemeinschaften 
beteiligen, die in Fürth mit Haupt
wohnsitz gemeldet sind.
b) Die Bewerber/innen werden mit 
Stimmenmehrheit gewählt, dabei 
kann mittels Stimmzettel insbeson-
dere über jede/n vorgeschlagene/n 
Bewerber/in einzeln oder über ei-
ne vorbereitete Bewerberliste im 
Ganzen abgestimmt werden. Gewählt 
sind die Bewerber/innen, die die 
höchste Stimmenzahl erreicht haben; 
die Reihenfolge ergibt sich aus der 
auf sie entfallenden Stimmenzahl.
c) Jede/r Bewerber/in darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden. Dies gilt auch für wählbare 
Einzelpersonen.
6. Angaben und Zustimmungen 
der Bewerber/innen
a) Jeder Wahlvorschlag muss in 
Block- oder Maschinenschrift in la-
teinischen Buchstaben die wähl-
baren Bewerber/innen mit Vor- und 
Zunamen, Geburtsdatum, Beruf und 
Anschrift angeben, und zwar in er-
kennbarer Reihenfolge entsprechend 
der Aufstellung in der Versamm
lungsniederschrift.
b) Im Wahlvorschlag selbst oder in 
einer Anlage muss die Erklärung 
des/der Bewerbers/in enthalten sein, 
dass er/sie der Aufnahme seines/
ihres Namens in den Wahlvorschlag 
zustimmt. Dies gilt auch für wähl-
bare Einzelpersonen. Sie muss ferner 
die Angabe der Staatsangehörigkeit 
oder des Herkunftsstaates bzw. das 
Datum der Einbürgerung enthalten. 
Die Zustimmung kann nach Ablauf 

der Einreichungsfrist nicht mehr zu-
rückgenommen werden.
7. Kennwort des Wahlvorschlags
Jeder Wahlvorschlag muss den 
Namen des Vereins oder der Wähler
gemeinschaft oder der wählbaren 
Einzelperson tragen; dem Kennwort 
kann eine weitere Bezeichnung hin-
zugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahl
vorschläge erforderlich ist. Gemein
same Wahlvorschläge müssen die 
Namen sämtlicher daran beteiligten 
ausländischen Vereine, Wählerge
meinschaften oder wählbarer Einzel
personen tragen.
8. Beauftragte/r des Wahlvor
schlages
Jeder Wahlvorschlag soll eine/n 
Beauftragte/n sowie eine/n 
Stellvertreter/in bezeichnen, der/

die in der Stadt Fürth wahlberech-
tigt sein muss. Jede/r für sich ist be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen 
zu einem Wahlvorschlag abzuge-
ben. Ihre Bestellung sollte in der 
Aufstellungsversammlung vorge-
nommen werden.
9. Verbindung von Wahlvorschlägen
Die Verbindung von Wahlvorschlägen 
(Listenverbindung) ist zulässig mit 
mehreren anderen Wahlvorschlägen; 
jedoch nur dann, wenn alle in glei-
cher Weise untereinander verbun-
den sind. Die Erklärung gibt die/der 
Beauftragte bzw. Stellvertreter/in für 
den jeweiligen Wahlvorschlag ab.
10. Niederschriften
a) Über die Versammlungen sind 
Niederschriften anzufertigen. Diese 
müssen vom Vorstand des Vereins 
oder der Leiterin/dem Leiter der 

Versammlung, die/der selbst nicht 
wahlberechtigt sein muss, und ei-
ner/einem weiteren ausländischen 
Wahlberechtigten unterschrieben 
sein. Versammlungsleiter/in bzw. 
Vorstand und die/der ausländische 
Wahlberechtigte müssen an der 
Versammlung teilgenommen ha-
ben. Aus der Niederschrift müssen 
Ort und Zeit der Versammlung, die 
Zahl der Teilnehmer/innen und der 
Gang der Wahlhandlung einschließ
lich des genauen Ergebnisses 
der Wahl des/der Bewerbers/in 
und ihrer Reihenfolge ersichtlich 
sein. Für die Niederschriften und 
Anwesenheitslisten sind Formblätter 
von der Stadt Fürth zu verwenden.
b) Die Niederschriften und die An
wesenheitslisten sind dem jeweiligen 
Wahlvorschlag beizufügen.

Die infra informiert über die Allgemeinen  
Fernwärmepreise zum 1. Oktober 2008

Die Preise für Fernwärme und Brauchwarmwasser sind an Notierungen des 
Statistischen Bundesamtes gebunden. Gegenüber dem Preisniveau zum 1. Juli 2008 
haben diese sowohl für leichtes Heizöl (HEL) als auch für schweres Heizöl (HSL) ei-
nen steilen Preisanstieg zu verzeichnen. Damit hat das Kostenniveau eine Höhe er-
reicht, bei dem für die infra eine Preisanpassung unumgänglich ist.

Die Brutto-Arbeitspreise für Fernwärme und Brauchwarmwasser müssen deshalb zum 
1. Oktober 2008 um 17,5 Prozent angehoben werden. Für ein Einfamilienhaus mit zehn Kilowatt (kW) Anschlusswert 
und einer Jahresmenge von sechs Megawattstunden (MWh) muss mit Mehrkosten von gut 72 Euro im Jahr gerech-
net werden.
Die Grundpreise bleiben unverändert.

Die infra weist darauf hin, dass aufgrund der geänderten Preisangabenverordnung die Fernwärmepreise in Cent je 
Kilowattstunde (Ct/kWh) angegeben werden müssen. Die Umrechnung von MWh in Kilowattstunden (kWh) erfolgt 
mit dem Faktor 1000.

Damit gelten ab dem 1. Oktober 2008 für die Kunden der infra folgende Fernwärmepreise: 

Arbeitspreise Grundpreise jährlich

Netto Brutto Netto Brutto

Ct/kWh €/MWh Ct/kWh €/MWh €/kW €/kW

Wärmelieferung 6,838 68,38 8,14 81,37 38,70 46,05

Arbeitspreise                 Messpreis Grundpreise jährlich

Netto Brutto Netto Brutto Netto Brutto

€/m3 €/m3 €/Jahr €/Jahr €/m2 €/m2

Brauchwarmwasser 
(bei separater Brauch
warmwassererwärmung 
im Versorgungsgebiet 
„Auf der Schwand“)

6,84 8,14 17,50 20,83  1,47 1,75

Die Bruttopreise enthalten die Mehrwertsteuer von 19 Prozent und sind auf die zweite Stelle nach dem Komma ge-
rundet.

www.infra-fuerth.de

energie
wasser
dienstleistung
stadtverkehr
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11. Zurücknahme von Wahlvor
schlägen
Über die Zurücknahme von Wahl
vorschlägen im Ganzen beschlie-
ßen die Wahlvorschlagsträger in 
gleicher Weise wie über die Auf
stellung der Wahlvorschläge. Die/
der Beauftragte kann durch die Auf
stellungsversammlung ermächtigt 
werden, unter bestimmten Voraus
setzungen den Wahlvorschlag zu-
rückzunehmen. Die Zurücknahme 
bereits eingereichter Wahlvorschläge 
ist ab Montag, 10. November 2008, 
nicht mehr möglich.
12. Formblätter
Für die Wahlvorschläge, die Zu
stimmungserklärungen, die Nieder
schriften und Anwesenheitslisten der 
Bewerber/innen sind Formblätter zu 
verwenden, die vom Integrationsbüro 
der Stadt Fürth, Rathaus, Eingang 
Königstr. 86, Zimmer 003/004 zur 
Verfügung gestellt werden.
III. Mängelbehebung
1. Ungültige Wahlvorschläge
Wahlvorschläge sind ungültig, wenn 
sie nicht rechtzeitig bei der Stadt 
Fürth eingereicht worden sind.
2. Teilweise ungültige Wahlvor
schläge
Wahlvorschläge sind teilweise un-
gültig, wenn darin
a) nicht wählbare Personen bezeich-
net sind,
b) die Bewerber/innen nicht deutlich 
bezeichnet sind,
c) nicht die vorgeschriebene 
Erklärung des/der Bewerbers/
Bewerberin vorliegt.
Wahlvorschläge werden nicht ungül
tig, wenn Bewerberinnen/Bewerber 
nach der Einreichung der Wahlvor
schläge deutsche Staatsangehörige 
werden. 
3. Mängelbeseitigung
a) Werden bei eingereichten Wahl
vorschlägen Mängel festge-
stellt, so fordert der Wahlleiter die 
Beauftragten dieser Wahlvorschläge 
unter Hinweis auf die nachfolgend 
genannte Frist zur Beseitigung der an 
rechtzeitig eingereichten Unterlagen 
festgestellten Mängel auf.
b) Mängel müssen bis spätestens 
Montag, 10. November 2008, 10 Uhr, 
behoben sein.
IV. Entscheidungsgrundsätze
Soweit diese Bekanntmachung Ein
zelheiten ungeregelt lässt, richten die 
Wahlorgane ihre Entscheidungen an 
den Grundsätzen aus, die sich aus 
dem Geist demokratischer, rechts-
staatlicher Wahlen ergeben. Sie 
können hierbei auf die bei ande-

ren Wahlen üblichen Grundsätze, 
insbesondere die Vorschriften des 
Bayerischen Gemeinde- und Land
kreiswahlgesetzes (GLKrWG) und 
der Bayerischen Gemeinde- und 
Landkreiswahlordnung (GLKrWO) 
zurückgreifen. Im Rahmen die-
ser Prinzipien können sie auch 
Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit 
und Praktikabilität berücksichtigen.
V. Wahlausschuss
Der Wahlausschuss prüft und be-
schließt am Montag, 10. November 
2008, um 11 Uhr im Rathaus, Ein
gang Königstraße 86, Sitzungssaal 2 
(Zimmer 201), 2. Stock, die Gültig
keit, die Ungültigkeit oder teilwei-
se Ungültigkeit der rechtzeitig ein-
gereichten Wahlvorschläge und gibt 
die gültigen Wahlvorschläge be-
kannt. Diese Beschlussfassung ist ab-
schließend. Anschließend werden die 
Nummern (Ordnungszahlen) der gül-
tigen Wahlvorschläge ausgelost.
Fürth, 11. September 2008 
Der Wahlleiter für die Wahl des Inte
grationsbeirates
Markus Braun, Bürgermeister

Bekanntmachung
Vollzug des Allgemeinen Eisen
bahngesetzes (AEG) und des Ge
setzes über die Umweltverträglich
keitsprüfung (UVPG)
1. und 2. Planänderung zur Plan
feststellung mit integrierter Um
weltverträglichkeitsprüfung nach 
§ 18 AEG für das Verkehrsprojekt 
Deutsche Einheit Schiene Nr. 8 Aus
baustrecke Nürnberg – Ebensfeld, 
S-Bahn Nürnberg – Forchheim, Plan
feststellungsabschnitt 17 „Erlangen“, 
km G 16,840/Bestand km 16,525 – 
km 32,402
Bekanntgabe des Erörterungs
termins
1. Die Regierung von Mittelfran
ken führt im Rahmen des Anhö
rungsverfahrens für das oben ge-
nannte Vorhaben gemäß §§ 18, 18 a 
Nr. 5 AEG und § 73 Abs. 6 Verwal
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) den 
Erörterungstermin durch.
Der Erörterungstermin findet statt 
von Dienstag, 7., bis Donnerstag, 9. 
Oktober 2008, und kann bei Bedarf 
am Freitag, 10. Oktober 2008 fort-
gesetzt werden. Tagungsort ist der 
Redoutensaal Erlangen, Theaterplatz 
1, 91054 Erlangen.
Der Erörterungstermin wird wie 
folgt gegliedert: 
a) Dienstag, 7. Oktober 2008, Beginn 
um 10 Uhr (Einlass ab 9.15 Uhr): 
Anhörung der Träger öffentlicher 

Belange, Behörden, Leitungsträger, 
der nach § 60 BNatSchG anerkannten 
Verbände und weiterer Verbände.
b) Mittwoch, 8. Oktober 2008, 
Beginn um 9.30 Uhr (Einlass 
ab 8.45 Uhr): Erörterung der 
Einwendungen aus dem Bereich 
der Stadt Erlangen, mit Stadtteilen 
(einschließlich Einwendungen auf 
Unterschriftslisten, die sich auf den 
Stadtbereich von Erlangen bezie-
hen).
c) Donnerstag, 9. Oktober 2008, 
Beginn 9.30 Uhr (Einlass ab 8.45 
Uhr): Erörterung der Einwendungen 
aus dem Bereich der Stadt Nürnberg 
(Gemarkung Großgründlach) und 
der Einwendungen aus dem Bereich 
des Landkreises Erlangen-Höchstadt 
(einschließlich Einwendungen auf 
Unterschriftslisten, die sich auf den 
Stadtbereich von Nürnberg, Gemar
kung Großgründlach und den Bereich 
des Landkreises Erlangen-Höchstadt 
beziehen).
d) Fortsetzung des Erörterungstermins 
am Freitag, 10. Oktober 2008, 
um 9.30 Uhr, sofern er nicht am  
9. Oktober 2008 vom Verhandlungs
leiter beendet wurde.
Die Einwendungsführer können an 
den Erörterungstagen, an denen sie 
nicht genannt sind, im Rahmen des 
vorhandenen Platzangebotes teilneh-
men.
2. Im Termin werden die rechtzei-
tig erhobenen Einwendungen und 
Stellungnahmen erörtert. Die Teil
nahme am Termin ist entsprechend 
der veröffentlichten Tagesordnung 
jedem, dessen Belange durch das 
Bauvorhaben berührt werden, frei-
gestellt. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Dieser 
hat seine Bevollmächtigung durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen und diese zu den Akten der 
Anhörungsbehörde zu geben. Es 
wird darauf hingewiesen, dass bei 
Ausbleiben eines Beteiligten auch oh-
ne ihn verhandelt werden kann, ver-
spätete Einwendungen ausgeschlos-
sen sind und das Anhörungsverfahren 
mit Schluss der Verhandlung beendet 
ist.
3. Durch die Teilnahme am Erörte
rungstermin oder durch Vertreter
bestellung entstehende Kosten kön-
nen nicht erstattet werden.
4. Der Erörterungstermin ist nicht 
öffentlich. Jeder Teilnehmer muss 
sich durch einen amtlichen Licht
bildausweis ausweisen können.
Fürth, 5. September 2008, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentlicher 
Teilnahmewettbewerb

Öffentlicher Teilnahmewett
bewerb für beschränkte Aus
schreibung nach VOB/A
1. Auftraggeber: Stadt Fürth, 
Stadtentwässerungsbetrieb Fürth, 
Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 974-26 02, Fax 974-26 11.
2.a) Gewähltes Verfahren: Be
schränkte Ausschreibung nach 
VOB/A nach Öffentlichem Teilnah
mewettbewerb nach dem Auf- und 
Abgebotsverfahren.
2.b) Art des Auftrages, der Ge
genstand der Vergabe ist: War
tungsvertrag nach dem Ver
tragsmuster des Arbeitskreises 
Maschinen- und Elektrotechnik 
staatlicher und kommunaler 
Verwaltungen (AMEV).
3.a) Ausführungsort: Stadtgebiet 
Fürth.
3.b) Art und Umfang der Leistung: 
Reparatur und Umbau von elektro-
technischen Einrichtungen  in der 
Hauptkläranlage, der Kläranlage 
Nord, den Abwasserhebewerken so-
wie den Sonderbauwerken (RÜB, 
RKB, RRB). Der Auftragnehmer ist 
– auch außerhalb der regelmäßigen 
Wartungstermine – verpflichtet, Stö
rungen der vorgenannten Anlagen 
nach Anforderung zu beseitigen, 
dazu ist ein Bereitschaftsdienst mit 
einer Einsatzbereitschaft von 30 
Minuten vorzusehen.
Leistung/Jahr beläuft sich auf ca. 
150 000 Euro brutto (60 Prozent 
Leistungsanteil plus 40 Prozent 
Regieleistungen).
3.c) Entfällt.
3.d) Entfällt.
4. Ausführungsfristen: 1. Dezem
ber 2008 bis 30. November 2009 
mit Option auf Verlängerung um 
ein Jahr.
5. Rechtsform und Bietergemein
schaft: Gesamtschuldnerisch haf-
tende Arbeitsgemeinschaft mit be-
vollmächtigtem Vertreter.
6.a) Bewerbungsfrist für die An
träge auf Teilnahme: 13. Oktober 
2008.
6.b) Anschrift, an welche die 
Anträge zu richten sind: Stadt 
Fürth, Bauverwaltungsamt, Amt 
60, Zentrale Submissionsstelle, 
Zimmer 01/22, Hischenstraße 2, 
90762 Fürth.
6.c) Sprache: Deutsch.
7.a) Tag, an dem die Auffor
derungen zur Angebotsabgabe 
spätestens abgesandt werden: 24. 
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Oktober 2008.
8. Ggf. geforderte Sicherheiten: 
Für die Erfüllung sämtlicher Ver
pflichtungen aus dem Vertrag 
ist die Sicherheit in Höhe von 3 
Prozent der Auftragssumme durch 
selbstschuldnerische Bürgschaft zu 
leisten. Es werden nur Bürgschaften 
eines in der Europäischen Union 
zugelassenen Kreditinstitutes oder 
Kreditversicherers angenommen.
9. Wesentliche Zahlungsbe
dingungen und/oder Verweis auf 
die Vorschriften, in den sie ent-
halten sind: Zahlungen erfolgen 
jeweils nach Durchführung der 
Leistung gemäß Wartungsvertrag.
10. Mit dem Teilnahmeantrag ver-
langte Nachweise für die Beurtei
lung der Eignung (Fachkunde, 
Leistungsbeschreibung, Zuver
lässigkeit) des Bieters: Bei den zu 
vergebenden Leistungen handelt 
es sich auch um unvorhersehbare 
Reparaturarbeiten, die dringlich 
und auch teilweise außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit, u. a. auch 
an Feiertagen oder Sonntagen aus-
zuführen sind. Es sollen sich nur 
solche Firmen bewerben, die kurz-
fristig zur Verfügung stehen können 
und einen Bereitschaftsdienst für 
die Arbeiten an Wochenenden oder 
Feiertagen vorhalten. Eine eigene 
mechanische Werkstätte mit ent-
sprechender Maschinenausrüstung 
ist für die zu vergebenden Arbeiten 
Voraussetzung.
Mit dem Antrag zur Teilnahme an 
der Ausschreibung sind die in § 8 
Nr. 3 Abs. 1 Satz 1a) – g), VOB/A 
aufgeführten Nachweise vorzule-
gen.
Für den Auftrag kommen Bieter in 
Betracht, die bereits Leistungen mit 
Erfolg ausgeführt haben, die mit 
der zu vergebenden Leistung ver-
gleichbar sind.
Für Bewerber, die bereits ver-
gleichbare Leistungen für die Stadt 
Fürth ausgeführt haben, kann der 
Nachweis entfallen.
11. Kriterien für die Auftragsertei
lung: VOB/A.
12. Ausschluss von Änderungsvor
schlägen und Nebenangeboten: 
Änderungsvorschläge oder 
Nebenangebote werden ausge-
schlossen.
13. Sonstige Angaben: Nachprüfstel
le gem. § 31 VOB/A: Regierung von 
Mittelfranken, VOB-Stelle, Prome
nade 27, 91522 Ansbach.
14. Entfällt.
15. Entfällt.� n

Kleinanzeigencoupon

❑ 	 Gewerbliche Kleinanzeige
Gewerbliche Kleinanzeigen haben keinen pri-
vaten oder Gelegenheitscharakter. Hierzu gehö-
ren z.B. auch Dienstleistungsangebote von pri-
vat.
››	 bis 4 Zeilen  	 ›› 	 11,00 €
	 jede weitere Zeile 	 ›› 	 2,50 €
››	 Buchung per Fax (0911/766 714 41) oder 
	 E-mail: fsz@designdepartment.de
››	 Zahlart: per Bankeinzug oder Barzahlung
››	 alle Preise zzgl. 19% MwSt.

❑ 	 Private Kleinanzeige
Als private Kleinanzeige gelten Anzeigen mit 
ausschließlich privatem oder Gelegenheits
charakter. Im Zweifelsfall entscheidet die An
zeigenverwaltung über die Einschätzung des 
Anzeigentexte. 
››	 bis 4 Zeilen  	 ››	 5,00 €
	 jede weitere Zeile 	 ›› 	 2,00 €
››	 Buchung per Fax (0911/78 72 503) oder 
	 E-mail: fsz@designdepartment.de
››	 Zahlart: per Bankeinzug oder Barzahlung

Anzeigentext (eine Zeile kann ca. 30 Zeichen enthalten und entspricht in etwa einer Druckzeile):

Nachfolgender Anzeigentext soll in die angekreuzte(n) Rubrik(en) eingestellt werden:

❑ Stellenmarkt biete/suche   ❑  Immobilien biete/suche   ❑  Vermietungen biete/suche   ❑  Kaufe & 

Verkaufe   ❑  Gesundheit & Wellness   ❑  Unterricht   ❑  Verschiedenes   ❑  Geschäftsempfehlung

Erscheinungsweise:    

❑  einmalig   ❑  mehrmals (Anzahl eintragen)   Ausgabe-Nr._______________________________

❑  12 Anzeigen unverändert >>   5 % Rabatt                 ❑  bis auf weiteres

❑  24 Anzeigen unverändert >> 10 % Rabatt                 ❑  jede Ausgabe     ❑  jede 2. Ausgabe

Firma	 Name

Straße	 HausNr.

PLZ	 Ort

Telefon	 Fax

Email

Konto-Nr.	 BLZ

Bank

Datum	 Unterschrift




